
N i e d e r s c h r i f t  

über die 29. Sitzung des Sozial-, Schul-, Kultur- und Sportausschusses 
am 24.09.2002 im Kleinen Sitzungssaal des Neuen Rathauses 

 

An der Sitzung nehmen folgende Stadtverordnete (StV), Sachkundige Bürgerinnen/Bürger (SB) bzw. 
Sachkundige Einwohnerin (SE) teil: 
 
Gunia, Wolfgang, StV, Ausschussvorsitzender  
Schmitz, Peter, StV, bis TOP 8.a. nichtöffentl. Teil teilweise, 16:05 - 19:13 Uhr 
Bochem, Hans-Peter, StV  
Borowski, Helma, StV, ohne TOP 5 bis TOP 8.a. öffentl. Teil, 16:05 - 18:35 Uhr 
Doose, Friederike, StV  
Esser-Faber, Margarete, StV  
Fink, Ulrike, StV, bis TOP 8.a. nichtöffentl. Teil teilweise, 16:05 - 19:13 Uhr 
Hövelmann, Jens, StV  abwesend 
Stauch, Ingrid, StV  abwesend 
van Snick, Doris, StV, ohne TOP 5  
Viertmann, Karl, StV  
Dohmen, Martina, SB, bis TOP 8.a. nichtöffentl. Teil teilweise, 16:05 - 19:13 Uhr 
Gundelach, Klaus, SB  abwesend 
Hintzen, Ulrich, SB  
Kieven, Ansgar, SB, ohne TOP 6 bis TOP 8.a. öffentl. Teil, 16:05 - 18:35 Uhr 
Lorscheid-Kratz, Kathleen, SB, bis TOP 8.a. nichtöffentl. Teil teilweise, 16:05 - 19:25 Uhr 
Sauer, Karl, SB, ab TOP 1.5, 16:15 - 19:40 Uhr 
Viehöfer, Hildegard, SB  
Talarek, Anke, StV abwesend 
Wirth, Beate, SE  
Köhne, Franz-Josef, StV, Vertreter für StV Borowski, 18:50 - 19:40 Uhr 
Laufs, Jürgen, SB mit beratender Stimme,Vertreter für StV Talarek,ohne TOP5    
Neuenhoff, Claus Hinrich, StV, Vertreter für StV Stauch  
Vietzke, Elisabeth, SB, Vertreterin für SB Gundelach  
Wilms, Wilfried, StV, Vertreter für StV Hövelmann  
 

Von der Verwaltung nehmen an der Sitzung teil: 
 
Dezernent Krause als Vertreter des Bürgermeisters 
Herr Holz zugleich als Schriftführer 
Frau K. Esser 
Frau Laux bis TOP 3 teilweise 
Herr Marx zu TOP 1 
Herr Dr. Dinstühler zu TOP 4 
 

Als Gäste sind anwesend: 
 
Herr Brauers, Malteser St. Elisabeth gGmbH (im folgenden „Malteser“ benannt), zu TOP 8.a. 
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Frau Schuster, Malteser Altenheim Simmerath, zu TOP 8.a. 
 
Der Vorsitzende eröffnet gegen 16:05 Uhr die Sitzung, begrüßt die Anwesenden und stellt fest, dass die 
Einladung zu dieser Sitzung fristgerecht zugegangen und der Sozial-, Schul-, Kultur- und Sport-ausschuss 
beschlussfähig ist. 
 
Die Tagesordnung stellt sich unter Berücksichtigung dieser Änderung wie folgt dar: 

Tagesordnung: 

A. Öffentlicher Teil 

1. Mitteilungen des Bürgermeisters und Bericht über die Durchführung der Beschlüsse 

1.1. Wahrnehmen der Aufgaben nach dem Grundsicherungsgesetz (GSiG) 

1.2. Aufnahme von Flüchtlingen und Spätaussiedlern 

1.3. Betreuung der weiblichen Flüchtlinge 

1.4. Projekt Kinder- und Jugendtheater in der Regio Aachen 

1.5. „Kultur im Westen“ 

1.6. Kleinkunstfestival WESTSPITZEN 2002 

1.7. Stadtmeisterschaft im Tischtennis 
Antrag Nr. 12/2002 der SPD-Fraktion vom 03.04.2002 

1.8. Sportlerehrung 2002 

1.9. Bericht über die Durchführung der Beschlüsse 

2. Anfragen 

3. Jugendschutzprojekt „Scouts“, Vortrag des Projektbetreuers Herrn Zehrer 
Antrag Nr. 17/2002 der SPD-Stadtratsfraktion vom 13.05.2002 

4. Bericht des Archivleiters über seine Recherchen bezüglich Zwangsarbeiter in Jülich 

5. Freibad für den Nordkreis 
hier: Antrag Nr. 28/2002 der SPD-Fraktion vom 29.07.2002 

6. Spielplatzbedarfsplanung 
Zugleich Antrag der CDU- und F.D.P.-Stadtratsfraktionen Nr. 21/2002 vom 14.06.2002 
- Bericht der Verwaltung - 

7. Kinder- und Familienfreundliches Jülich 
hier: Bericht zum Service-Nachmittag für Eltern - Kinderbetreuung im Neuen Rathaus 

8. Teilnahme von Vertretern des Behindertenfachgesprächskreises an Sitzungen des Ausschusses 
für Soziales, Schulen, Kultur und Sport 
hier: Benennung eines/einer stellv. Sachkundigen Einwohners/Einwohnerin 

8.a. Vollstationäre Pflegeeinrichtung in Jülich 
 
B. Nichtöffentlicher Teil 
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A. Öffentlicher Teil 
 

1. Mitteilungen des Bürgermeisters und Bericht über die Durchführung der Beschlüsse 

1.1. Wahrnehmen der Aufgaben nach dem Grundsicherungsgesetz (GSiG) 
(Vorlagen-Nr.: 222/2002) 
 
Am 01.01.2003 tritt das vom Bundestag mit Zustimmung des Bundesrates beschlossene GSiG 
in Kraft. Zuständig für die Durchführung sind die Kreise und kreisfreien Städte. Diese werden 
nach dem derzeitigen Stand die Aufgabe – analog BSHG - auf die kreisangehörigen Städte und 
Gemeinden delegieren. Die Personal- und Sachkosten sind von der Stadt aufzubringen; die 
Grundsicherungsleistungen werden in voller Höhe durch den Kreis erstattet. 
 
Antragsberechtigt nach dem GSiG sind Personen über 65 Jahre sowie voll erwerbsgeminderte 
Personen über 18 Jahre, deren Einkommen den gesetzlichen Grundsicherungsbetrag 
unterschreitet (z.B. bei einem Alleinstehenden 329,85 € zuzüglich angemessene Kosten der 
Unterkunft und Heizung, ggf. Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträge). In bestimmten Fällen 
wird dieser Betrag erhöht. 
 
Hauptzielgruppe der Grundsicherung sind die sog. „verschämten Armen“, die BSHG-
Leistungen erhalten könnten oder deren Einkommen den Sozialhilfesatz nur geringfügig 
überschreitet. Häufig machen diese Personen ihren Anspruch nicht geltend, weil sie den Gang 
zum Sozialamt scheuen oder eine Unterhaltsverpflichtung ihrer Kinder befürchten. Deshalb wird 
das Sachgebiet „Grundsicherung“ vom Sozialamt räumlich getrennt im Alten Rathaus 
eingerichtet werden. Unterhaltsansprüche werden nur geltend gemacht, wenn das Einkommen 
des Unterhaltspflichtigen 100.000 € jährlich überschreitet. 
 
Der Ausschuss wird in der Angelegenheit in einer der nächsten Sitzungen weiter informiert.. 
 

1.2. Aufnahme von Flüchtlingen und Spätaussiedlern 
(Vorlagen-Nr.: 436/2002) 
 
1. ausländische Flüchtlinge 
Neuaufnahme ausl. Flüchtlinge vom 01.01.-24.09.02 48 Personen 
(Vergleich zum gesamten Vorjahr/2001   53 Personen) 
 
Insgesamt leben zur Zeit 235 ausländische Flüchtlinge in Jülich, hiervon 157 in städt. 
Unterkünften. Diese Zahlen sind im Vergleich zum Mai diesen Jahres leicht angestiegen. 
In 2002 erfolgen voraussichtlich noch weiteren Zuweisungen von 6 Personen. 
 
2. Spätaussiedler 
Neuaufnahme Spätaussiedler vom 01.01.-24.09.02 23 Personen 
(Vergleich zum gesamten Vorjahr/2001   96 Personen) 
 
Bis Ende Juli musste kein Spätaussiedler aufgenommen werden. Danach kamen 23 Per-sonen 
nach Jülich. Sie wurden in den Übergangsheimen „An der Promenade 1“ und „Wolfsgracht 26“ 
untergebracht..  
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1.3. Betreuung der weiblichen Flüchtlinge 
(Vorlagen-Nr.: 434/2002) 
 
Ab dem 15.08.2002 ist Frau Almut Wagner als Betreuerin der weiblichen Flüchtlinge in Jülich 
eingesetzt. Sie hat aufgrund jahrelanger ehrenamtlicher Arbeit eine umfangsreiche Erfahrung in 
diesem Aufgabenbereich. Die Beschäftigung erfolgt auf Honorarbasis mit 5 Stunden wöchentlich 
und ist zunächst auf 1 Jahr befristet. 

 
1.4. Projekt Kinder- und Jugendtheater in der Regio Aachen 

(Vorlagen-Nr.: 428/2002) 
 
Die Idee für ein weiteres Projekt im Rahmen der regionalen Kulturpolitik entstand bei den 
Veranstaltern im Bereich des Kinder- und Jugendtheaters. Acht Städte zeigen großes Interesse 
und haben ihre Teilnahme signalisiert: 
 
Aachen, Düren, Eupen (St. Vith), Geilenkirchen, Hückelhoven , Stolberg, Würselen und Jülich. 
Träger und Koordinierungsstelle ist die Regio Aachen. 
 
Ab 2003/2004 sollen 6 Veranstaltungen pro Spielzeit gemeinsam ausgewählt, veranstaltet und 
beworben werden.  
 
Ziele eines gemeinsamen Netzwerkes „Kinder- und Jugendtheater in der Regio Aachen und in 
der Deutschsprachigen Gemeinschaft:  
 
1. Sicherung des Qualitätsanspruchs an Kinder- und Jugendtheater 
2. Engagement von (weiterhin) qualitativ hochwertige Kindertheatergruppen 
3. Unterstützung der Kunstform Kindertheater 
4. Booking-Gemeinschaft  - Austausch und Kostenersparnis – 
5. Gemeinsame Werbung 
6. Verbesserte Außendarstellung der Spielstätten  
7. Erschließen eines neuen Publikums. 

 
Landesmittel in Höhe von 50 % wurden in Aussicht gestellt und werden in den nächsten 
Wochen beantragt. Sponsorenanfragen zeigen positives Echo (z.B. Sparkasse Aachen). 
 

1.5. „Kultur im Westen“ 
(Vorlagen-Nr.: 425/2002) 
 
Durch das Projekt WESTSPITZEN (Kleinkunstfestival mit Beteiligung von 7 Städten) ergab 
sich eine weitere Zusammenarbeit der Veranstalter: 
 
Fünf Städte in der Region versuchen ein gemeinsames Kulturmarketing. Das aktuelle Kul-tur-
Programm der Städte Alsdorf, Düren, Eschweiler, Würselen und Jülich wird den Be-suchern in 
der Publikation „Kultur im Westen“ zweimal jährlich vorgestellt. Die erste Aus-gabe liegt nun 
vor. 
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Sie erschien in Zusammenarbeit mit dem Zeitungsverlag „Super Sonntag“ und wurde am 8. 
Sept. 2002 in 140.000 Haushalten der Region verteilt. Zudem wurden 20.000 Exempla-re in 
den 5 Städten gezielt verteilt und ausgelegt. 
 
Kulturinteressierte der Region sind nicht mehr gehalten, sich über besondere Angebote bei 
mehreren Veranstaltern zu informieren; sie erhalten Kultur „auf einen Blick“. Es besteht die 
Chance, einen neuen Publikumstamm zu erschließen. Die Werbung geht über den en-gen Kreis 
der jeweiligen Kommune hinaus.  
 
Die Finanzierung wurde durch eine 50%ige Landesförderung der beiden ersten Ausgaben 
möglich und bietet eine Chance, langfristig regional effektiver und auch kostengünstiger zu 
arbeiten.  
 
„Kultur im Westen“ kann als konsequente Fortführung und Ergänzung regionaler Ver-
bundprojekte gesehen werden, die eine Kultur-Region ausmacht und positiv auf die teil-
nehmenden Städte zurückwirkt 
 

1.6. Kleinkunstfestival WESTSPITZEN 2002 
(Vorlagen-Nr.: 424/2002) 
 
Nach den großen Erfolgen 1998 und 2000 wird nun zum dritten Mal das Kleinkunstfesti-val 
WESTSPITZEN in 7 Städten der Region durchgeführt.  
 
In der Zeit vom  29. Oktober bis 15. November 2002 gibt es  8 Veranstaltungen mit 35 
Künstlern bzw. Künstlergruppen aus dem Bereich der kleinen Kunstformen. Das Kultur- und 
Verkehrsamt der Stadt Jülich wird seinen Abend Varieté/Artistik im Kulturbahnhof durchführen. 
Die Pressekonferenz zum Gesamtfestival fand am 4. September 2002 in Jülich im Kulturbahnhof 
statt. 
 
Der vorliegende Flyer gibt Auskunft zu Terminen, Sparten und Programm 2002. 
 
Gerade für die kleinen Kunstformen ist es wichtig, ihren Stellenwert gegenüber immer größeren 
Kulturspektakeln zu bewahren. Daher ist es besonders erfreulich, dass sich das Projekt nach 
einer Anschubfinanzierung durch das Land NRW nun selbst trägt.  
 
Gemeinsame Planung und Vermarktung von Kultur, Öffentlichkeitsarbeit und Umgang mit den 
Medien, Austausch und Ausweitung der kulturellen Arbeit auf andere Bereiche unter-streichen 
die Vorteile der Zusammenarbeit im Rahmen dieses Projektes. 
 
StV Bochem weist darauf hin, dass auf dem Deckblatt des Flyers die Termine nicht ohne 
weiteres den Orten zugeordnet werden können. 
 
 

1.7. Stadtmeisterschaft im Tischtennis 
Antrag Nr. 12/2002 der SPD-Fraktion vom 03.04.2002 
(Vorlagen-Nr.: 433/2002) 
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Am 4. Juli 2002 hat eine Besprechung mit den Tischtennisvereinen stattgefunden, zu der 
Vertreter der Vereine TTF Koslar, TTF Stetternich und TTC Jülich erschienen sind. 
Die Vereinsvertreter zeigten reges Interesse an der Ausrichtung einer Stadtmeisterschaft und 
erklärten sich bereit, die erste Meisterschaft gemeinsam auszurichten. Hierzu sind klei-nere 
Vereine alleine auch nicht in der Lage. 
 
Gespielt werden soll im Mai/Juni in der Nordhalle. 
 
In Kürze wird eine weitere Gesprächsrunde folgen, zu der auch wieder die anderen Tisch-
tennisvereine sowie Betriebssportgemeinschaften geladen werden. 
 
Der Ausschuss wird weiter unterrichtet. 
 

1.8. Sportlerehrung 2002 
(Vorlagen-Nr.: 430/2002) 
 
Die Sportvereine sind unmittelbar nach den Sommerferien angeschrieben und um Ehrungs-
vorschläge gebeten worden. Obwohl aus Zeitungsberichten bekannt ist, dass einige Sport-ler 
ehrungswürdige Erfolge errungen haben, sind trotz Meldeschluss bei der Verwaltung und beim 
Stadtsportverband lediglich zwei Ehrungsanträge eingegangen. Aufgrund dieser unzureichenden 
Resonanz schlägt die Verwaltung vor, in diesem Jahr keine Sportlereh-rung vorzunehmen. 
 
Sollte trotzdem eine Ehrung gewollt sein, müsste die Verwaltung bei den Vereinen hinterfragen, 
ob sie Ehrungsvorschläge vorlegen können. 
 
Bei der Durchführung einer Ehrung sollten folgende Dinge beachtet werden: 
 
Sowohl aus Sportlerkreisen als auch aus der Politik ist an die Verwaltung herangetragen 
worden, die Sportlerehrung nicht mehr im bisherigen Rahmen im PZ der Zitadelle durch-
zuführen. Es wurde vorgeschlagen, die Ehrungen ohne Beiprogramm im großen Sitzungs-saal 
mit anschließendem kurzen Stehempfang vorzunehmen. 
 
Da die nächste Sitzung im Oktober zu spät für eine Beratung ist, könnte eine Kommission über 
die Ehrungen befinden.  
 
Die Sportlerin, der Sportler und die Mannschaft des Jahres könnten in der Oktobersitzung 
ausgewählt werden. 
 
Die Mittel zur Finanzierung der Sportlerehrung werden der HHST. 1.5500.71701 „Durch-
führung von Sportveranstaltungen“ entnommen. Diese HHST. steht z.Z. unter Haushalts-sperre. 
Kosten entstehen aber für Medaillen, Urkunden, Pokale, für einen evtl. Stehem-pfang u.a.m. 
Die Sperre müsste daher ggfls. aufgehoben werden. 
 
Es wird um ein Meinungsbild der Ausschussmitglieder gebeten, ob trotzdem eine Ehrung 
erfolgen soll. (Fortsetzung sh. TOP 3.1 nichtöffentlicher Teil).   
 

1.9 Bericht über die Durchführung der Beschlüsse 
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Der Bericht ist mit den Sitzungsunterlagen übersandt worden.  
 
StV Bochem fragt an, ob aus der Übersicht über die noch nicht durchgeführten Beschlüsse 
Angelegenheiten ohne Information des Ausschusses gestrichen werden. So erscheint die 
Öffnung der Westpoterne nicht mehr in der Zusammenstellung, obwohl dem Ausschuss keine 
Information über die Erledigung der Angelegenheit zugekommen ist. 
 

2. Anfragen 
 
Es liegen keine Anfragen zur öffentlichen Sitzung vor. 

 
3. Jugendschutzprojekt „Scouts“, Vortrag des Projektbetreuers Herrn Zehrer 

Antrag Nr. 17/2002 der SPD-Stadtratsfraktion vom 13.05.2002 
(Vorlagen-Nr.: 420/2002) 
 
POK Zehrer berichtet über das Jugendschutzprojekt „Scouts“. Das Konzept des Berichtes ist 
der Niederschrift als Anlage beigefügt. In der anschließenden regen Diskussion beant-wortet 
POK Zehrer ausführlich die Fragen der Ausschussmitglieder. 
 
Der Ausschussvorsitzende dankt POK Zehrer für seine wichtige präventive Arbeit. 
 

4. Bericht des Archivleiters über seine Recherchen bezüglich Zwangsarbeiter in Jülich 
(Vorlagen-Nr.: 403/2002) 
 
Herr Dr. Dinstühler berichtet ausführlich über das Thema. Das Konzept des Berichtes ist der 
Niederschrift als Anlage beigefügt. In der anschließenden kurzen Aussprache beant-wortet Herr 
Dr. Dinstühler Fragen der Ausschussmitglieder. 
 

5. Kombibad für den Nordkreis 
hier: Antrag Nr. 28/2002 der SPD-Fraktion vom 29.07.2002 
(Vorlagen-Nr.: 380/2002) 
 
StV Bochem erläutert den Antrag für die SPD-Fraktion. 

Beschluss: 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig, bei 0 Enthaltung 
Die Verwaltung wird gebeten, den Antrag Nr. 28/2002 der SPD-Fraktion vom 29.7.2002 – 
Kombibad für den Nordkreis - zu bearbeiten. 
 

6. Spielplatzbedarfsplanung 
Zugleich Antrag der CDU- und F.D.P.-Stadtratsfraktionen Nr. 21/2002 vom 14.06.2002 
- Bericht der Verwaltung - 
(Vorlagen-Nr.: 385/2002) 
 
Mehrere Ausschussmitglieder sind der Ansicht, dass bei Realisierung des von der 
Brückenkopfpark GmbH geplanten Waldspielplatzes ein zusätzlicher Abenteuerspielplatz 
entfallen kann. 
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StV Neuenhoff regt an, die vorhandenen Spielplätze auf ihre Nutzung hin zu überprüfen und zu 
ermitteln, ob Spielplätze für andere Nutzergruppen umfunktioniert werden können (z.B. andere 
Altersgruppen durch Umsetzung von Spielgeräten aber auch durch Entfer-nung der Spielgeräte 
und Nutzung der Plätze durch Senioren). Im übrigen sollte bei Pla-nung und Bau der Spielplätze 
von überzogenen Standards abgegangen werden. 
 
Es wird angeregt, zu prüfen, ob bei Planung und Bau von Mehrfamilienhäusern Kinder-
spielplätze angelegt werden müssen. Zutreffendenfalls wäre zu prüfen, ob diese Vorgabe vom 
Bauordnungsamt bei Baugenehmigungen beachtet wird. 
 
Von der SPD-Fraktion wird beantragt, zu prüfen, ob die Finanzierung von Spielplätzen über 
den Grundstückspreis erreicht werden kann. 
 
Beschluss: 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig, bei 0 Enthaltung 
Der Ausschuss nimmt den Bericht der Verwaltung mit Ausnahme des letzten Satzes zustimmend 
zur Kenntnis. 
 
Beschluss: 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig, bei 0 Enthaltung 
Die Verwaltung wird gebeten, zu prüfen, ob es zulässig ist, beim Verkauf städtischer 
Grundstücke Zuschläge auf die Grundstückspreise zu erheben und aus diesen Mehrein-nahmen 
Spielplätze anzulegen. 
 
Beschluss: 
Abstimmungsergebnis: 3 Ja-Stimmen, 14 Nein-Stimmen 
Die Schaffung eines Abenteuerspielplatzes wird weiter verfolgt. 
 
Beschluss: 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig, bei 0 Enthaltung 
Die Verwaltung möge mit der Brückenkopfpark GmbH Verbindung aufnehmen und fest-stellen, 
ob bei Realisierung des im Parkgelände geplanten Waldspielplatzes ein zusätzlicher 
Abenteuerspielplatz entfallen kann. 
 

7. Kinder- und Familienfreundliches Jülich 
hier: Bericht zum Service-Nachmittag für Eltern - Kinderbetreuung im Neuen Rathaus 
(Vorlagen-Nr.: 381/2002) 
 
Beschluss: 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig, bei 0 Enthaltung 
Der Bericht wird zustimmend zur Kenntnis genommen. 
 

8. Teilnahme von Vertretern des Behindertenfachgesprächskreises an Sitzungen des Ausschusses 
für Soziales, Schulen, Kultur und Sport 
hier: Benennung eines/einer stellv. Sachkundigen Einwohners/Einwohnerin 
(Vorlagen-Nr.: 421/2002) 
 
Beschluss: 
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Abstimmungsergebnis: Einstimmig, bei 0 Enthaltung 
Als stellv. sachkundiger Einwohner wird Dietmar Mauermann benannt. 

 

8.a. Vollstationäre Pflegeeinrichtung in Jülich 
(Vorlagen-Nr.: 383/2002) 
 
Herr Brauers stellt eine Entwurfsplanung vor. Er schlägt dem Ausschuss vor, ein Objekt der 
Malteser in Duisburg zu besichtigen. Der Ausschuss zeigt daran Interesse. Das Pflegekonzept 
wird von Frau Schuster erläutert. Informationsmaterial wird an die Aus-schussmitglieder verteilt. 
 
Das Objekt wird über einen Investor erstellt und von den Maltesern betrieben. Es umfasst  
 

- 80 Plätze in einem Altenwohnheim (3.800 – 4.500 qm) 
- 7 – 9 Tageshospizplätze (Restfläche) 

 - Durch den Bauverein soll der Komplex ergänzt werden um 
  20 – 22 Altenwohnungen (1.800 – 2000 qm) 
 
Die Aufteilung der Plätze nach Pflegestufen ist derzeit nicht bekannt. Sie richtet sich nach den 
aktuellen Gegebenheiten. Eine Aufteilung in 20% Einbettzimmer und 80% Zweibett-zimmer ist 
üblich. Für jede Person rechnet man mit einer Nutzfläche von 50 qm. Die Zim-mer sind 15 qm 
groß (ohne Nasszelle).  
 
Parkmöglichkeiten könnten die Malteser auf dem Parkplatz Münchener-/Breslauer Straße 
errichten. Ein entsprechender Antrag wird an die Stadt gerichtet. 
 
Herr Brauers erwartet baldmöglichst Gespräche über den Grundstückspreis, wobei er von 
fairen Verhandlungen ausgeht.  
 
Die Sitzung wird durch eine Pause von 18.35 Uhr bis 18.50 Uhr unterbrochen. 
 
 

B. Nichtöffentlicher Teil 
 

Der Niederschrift sind als Anlagen beigefügt: 
 
1 Konzept des Vortrages zu TOP 3 
1 Konzept des Vortrages zu TOP 4   




















